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Bonn, den 14. Juli 1969 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Explosionskatastrophe in Hannover 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Franke (Hannover), 
Rohde, Marquardt und der Fraktion der SPD 
- Drucksache V/4446 - 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung insbesondere 
im Hinblick auf die Sicherheitsvorschriften für den Transport 
von Munition und anderen gefährlichen Gütern aus der Expio- 
sionskatastrophe auf dem Bahnhof Hannover-Linden? 


Die Ursachen des bedauerlichen Explosionsunglücks in Han- 
nover sind der Bundesregierung noch nicht bekannt, da die 
Untersuchungen noch nicht abgeschlossen sind. Dessen unge- 
achtet wird schon jetzt eingehend geprüft, ob die bisherigen 
Sicherheitsvorschriften für den Transport von Explosivstoffen 
und Munition, die im wesentlichen mit internationalen Rege- 
lungen übereinstimmen und zum Teil über dem internationalen 
Standard liegen, geändert werden müssen. 

Schon bisher hat sich die Bundesregierung intensiv bemüht, die 
Arbeiten auf dem Gebiet des Transports gefährlicher Güter - 
auch bezüglich internationaler Regelungen - möglichst zu för- 
dern. Die Bundesregierung wird diese Bemühungen intensiv 
fortsetzen, um ein größtmögliches Maß an Sicherheit zu gewähr- 
leisten. Sie wird dabei auch nicht zögern, im eigenen Land stren- 
gere Anforderungen zu stellen, wenn internationale Vorschrif- 
ten nicht dem deutschen Stand der Sicherheitstechnik ent- 
sprechen. 


2. Welche Hilfsmaßnahmen hat die Bundesregierung für die Ver- 
letzten und für die Hinterbliebenen der Opfer der Explosions- 
katastrophe getroffen? 

3. Welche Maßnahmen sind eingeleitet worden, um eine schnelle 
und unbürokratische Regelung der Sachschäden zu ermöglichen? 


Druck; Buchdruckerei R. Madel, 53 Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache V/4576 


Deutscher Bundestag - 5. Wahlperiode 


Aufgrund eines Beschlusses der Bundesregierung am 25. Juni 
1969 hat der Bundesminister für Verkehr den Leiter der Ab- 
teilung Eisenbahnen seines Hauses, Ministerialdirektor Dr. 
Vaerst, beauftragt, sich unverzüglich nach Hannover zu be- 
geben, um an Ort und Stelle den durch das Explosionsunglück 
am 22. Juni 1969 Geschädigten schnelle und unbürokratische 
Hilfe zu leisten. Die hierfür erforderlichen finanziellen Mittel 
wurden von der Bundesregierung sofort bereitgestellt. 

Der Sonderbevollmächtigte und seine Mitarbeiter haben noch 
am gleichen Tage mit den vorbereitenden Arbeiten begonnen, 
so daß bereits am Morgen des 26. Juni 1969 die ersten Sach- 
schäden finanziell geregelt werden konnten. 

Die Bevölkerung wurde sofort durch Presse und Rundfunk und 
später durch Einsatz von Lautsprecherwagen davon unterrichtet, 
daß die Sonderkommission des Bundesministers für Verkehr den 
Betroffenen bis 2. Juli 1969 vom frühen Morgen bis zum späten 
Abend einschließlich Samstag und Sonntag für Schadenregulie- 
rungen zur Verfügung steht. Die Kommission stand in ständigem 
Kontakt mit der Industrie- und Handelskammer, der Hand- 
werkskammer, den Versicherungsgesellschaften und der Presse. 

An die acht Schwerverletzten wurde ein Betrag von je 1000 DM 
ausgezahlt, um ihnen nach Entlassung aus dem Krankenhaus 
einen Genesungsurlaub zur Wiederherstellung ihrer Arbeits- 
kraft zu ermöglichen. 

Die Sonderkommission hat in weit über 100 Fällen unverzüg- 
liche und rasche Hilfe geleistet. Rund 400 Sachgeschädigten 
wurde eine finanzielle Unterstützung gewährt. Der Schwerpunkt 
dieser Hilfeleistungen lag darin, in den beschädigten Wohnun- 
gen die lebensnotwendigen Voraussetzungen (Dächer, Fenster, 
Türen, Einrichtungsgegenstände) wieder herzustellen. An einige 
wenige durch das Unglück in ihrer Existenz bedrohte Firmen 
wurden Überbrückungshilfen gezahlt. 

Soweit keine unmittelbaren Zahlungen geleistet wurden, hat die 
Kommission den Betroffenen, insbesondere bei der Vermittlung 
von Handwerkern und bei den Auseinandersetzungen mit den 
Versicherungsgesellschaften helfend und beratend zur Seite 
gestanden. Auch dadurch wurden in zahlreichen Fällen rasche 
Schadensregulierungen ermöglicht. 

Die Initiative der Bundesregierung und die ungewöhnlich, 
schnelle und aufgeschlossene Art der Hilfeleistung durch den 
Sonderbevollmächtigten des Bundesministers für Verkehr hat 
bei der Bevölkerung der Stadt Hannover großen Anklang ge- 
funden. Die Landesregierung und der Oberbürgermeister der 
Stadt haben ihren Dank für die geleistete Arbeit bekundet. 


Georg Leber 
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